
Fünftes Buch: Erbrecht

haltung einer Kündigungsfrist abhängig machen. Die Vor­
schriften des § 749 Abs. 2, 3, der §§ 750, 751 und des § 1010 
Abs. 1 finden entsprechende Anwendung.

(2) Die Verfügung wird unwirksam, wenn dreißig Jahre 
seit dem Eintritte des Erbfalls verstrichen sind. Der Erb­
lasser kann jedoch anordnen, daß die Verfügung bis zum 
Eintritt eines bestimmten Ereignisses in der Person eines 
Miterben oder, falls er eine Nacherbfolge oder ein Ver­
mächtnis anordnet, bis zum Eintritte der Nacherbfolge 
oder bis zum Anfälle des Vermächtnisses gelten soll. Ist der 
Miterbe, in dessen Person das Ereignis eintreten soll, eine 
juristische Person, so bewendet es bei der dreißigjährigen 
Frist.

§ 2045
Jeder Miterbe kann verlangen, daß die Auseinander­

setzung bis zur Beendigung des nach § 1970 zulässigen Auf- 
gebotsverfahrens oder bis zum Ablaufe der im § 2061 be­
stimmten Anmeldungsfrist aufgeschoben wird. Ist das Auf­
gebot noch nicht beantragt oder die öffentliche Auffor­
derung nach § 2061 noch nicht erlassen, so kann der Auf­
schub nur verlangt werden, wenn unverzüglich der Antrag 
gestellt oder die Aufforderung erlassen wird.

§ 2046
(1) Aus dem Nachlasse sind zunächst die Nachlaß­

verbindlichkeiten zu berichtigen. Ist eine Nachlaßverbind- 
lichkeit noch nicht fällig oder ist sie streitig, so ist das zur 
Berichtigung Erforderliche zurückzubehalten.

(2) Fällt eine Nachlaßverbindlichkeit nur einigen Mit­
erben zur Last, so können diese die Berichtigung nur aus 
dem verlangen, was ihnen bei der Auseinandersetzung zu­
kommt.

(3) Zur Berichtigung ist der Nachlaß, soweit erforderlich, 
in Geld umzusetzen.

§ 2047
(1) Der nach der Berichtigung der Nachlaßverbindlich­

keiten verbleibende Überschuß gebührt den Erben nach 
dem Verhältnisse der Erbteile.

422


